Aufhebungsvertrag
Zur Beendigung des bestehenden Arbeitsverhältnisses 
A C H T U N G !

ALLGEMEINER HINWEIS

 für die

VERWENDUNG DES NACHFOLGENDEN MUSTER-VERTRAGES

Bei dem nachfolgenden Vertrag handelt es sich um einen unverbindlichen MUSTER-Vertrag, der der Darstellung und Erläuterung vielfach anzutreffender Regelungen in Aufhebungsverträgen dient.

Der MUSTER-Vertrag erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit, sondern gibt lediglich unver​bindliche Anhaltspunkte für eine mögliche Vertragsgestaltung. Der MUSTER-Vertrag muss deshalb individuell überprüft und den Praxisverhältnissen im Einzelfall angepasst werden. Er ersetzt keinesfalls eine Beratung durch einen Rechts​anwalt oder Steuerberater. Für die Verwendung oder Nutzung des MUSTER-Vertrages haftet die jeweilige Anwenderin bzw. der jeweilige Anwender.

AUFHEBUNGSVERTRAG
Zwischen

Frau Zahnärztin/

Herrn Zahnarzt ………………………………………………………………………………..………..

      - im folgenden Arbeitgeber genannt -

Straße ………………………..………….…………………………………..……… Nr.: …………….

PLZ/ Praxisort ………...…………………………………………………….………………………….

und

Frau/ Herrn ………………………………………………..…………………………………..………..

                                                       - im folgenden Arbeitnehmer genannt –
Straße ………………………..………….…………………………………..……… Nr.: …………….

PLZ/ Wohnort ………...……………………………………………………….……….……………….


wird folgender Aufhebungsvertrag geschlossen:

§ 1 Beendigung des Arbeitsverhältnisses

Das zwischen den Vertragsparteien bestehende Arbeitsverhältnis vom ……………….wird einvernehmlich zum ……………………. beendet.

§ 2 Restliche Bezüge

Der Arbeitgeber ist bis zum Zeitpunkt der Beendigung des Arbeitsverhältnisses verpflichtet, die vereinbarten Bezüge an den Arbeitnehmer zu bezahlen.
§ 3 Arbeitsleistung
Der Arbeitgeber befreit den Arbeitnehmer ab dem ……………..unwiderruflich von der Verpflichtung, seine Arbeitsleistung zu erbringen. Die Freistellung erfolgt unter Anrechnung ausstehender Resturlaubsansprüche. Im Anschluss an diesen Anrechnungszeitraum ist ein anderweitiger Verdienst nach § 615 S. 2 BGB anzurechnen. Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, dem Arbeitgeber anderweitig erzielte Verdienste unaufgefordert mitzuteilen.

Alternativ:

Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, seine Arbeitsleistung vertragsgemäß bis zur Beendigung des Arbeitsverhältnisses zu erbringen. 
§ 4 Abfindung

(1) Der Arbeitgeber zahlt dem Arbeitnehmer eine Abfindung in Höhe von……………. 
(2) Die Abfindung ist mit Beendigung des Arbeitsverhältnisses fällig.
Hinweis: Ein Anspruch auf Abfindung besteht grundsätzlich nicht. Ob und in welcher Höhe eine Abfindung gewährt wird, ist daher Verhandlungssache und von der Interessenlage abhängig. 

§ 5 Urlaub
(1) Der Arbeitnehmer hat bis zum Beendigungsdatum einen Anspruch auf….…..Urlaubstage.

(2) Die Urlaubstage werden dem Arbeitnehmer nach vorheriger Absprache im verbleibenden   Tätigkeitszeitraum gewährt.

(3) Ist eine vollständige Gewährung des Urlaubsanspruchs bis zur Beendigung des Arbeitsverhältnisses nicht möglich, werden die ausstehenden Urlaubstage entsprechend der in § 11 BUrlG festgelegten Höhe abgegolten.

Hinweis: Im Falle einer Freistellungsregelung nach § 3 ist § 5 entbehrlich, sofern die Freistellungsdauer den bestehenden Urlaubsanspruch vollständig deckt. 
§ 6 Zeugnis, Arbeitspapiere
(1) Der Arbeitnehmer erhält bis zum……………ein qualifiziertes Zeugnis.  
(2) Der Arbeitgeber händigt dem Arbeitnehmer zum Beendigungstermin die Arbeitspapiere aus.

§ 7 Rückgabepflicht
(1) Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, die nachfolgend aufgeführten, in seinem Besitz befindlichen Unterlagen und Gegenstände mit Beginn der Freistellung bzw. spätestens bis zum………………in geordnetem Zustand an den Arbeitgeber zurückzugeben.
(2) Im Einzelnen sind dies:

…………………………..

…………………………..

…………………………..
(3) Es besteht darüber Einvernehmen, dass hierzu insbesondere auch Fotokopien von vertraulichen betrieblichen Vorgängen, Computerausdrucke, gleich aus welchem Grund und von welchen Personen sie erstellt worden sind, sowie persönliche Notizen, die betriebliche Vorgänge betreffen bzw. betreffen können, gehören.

§ 8 Belehrung durch den Arbeitgeber
(1) Der Arbeitnehmer wurde darauf hingewiesen, dass er zur Aufrechterhaltung ungekürzter Ansprüche auf Arbeitslosengeld gemäß § 38 SGB III verpflichtet ist, sich spätestens drei Monate vor Beendigung des Arbeitsverhältnisses bei der Agentur für Arbeit arbeitssuchend zu melden. Liegen zwischen Abschluss des Aufhebungsvertrags und Beendigung des Arbeitsverhältnisses weniger als drei Monate, so hat die Meldung innerhalb von drei Tagen nach Kenntnis des Beendigungszeitpunkts zu erfolgen. Er ist weiterhin verpflichtet, aktiv nach einer Beschäftigung zu suchen.
(2) Der Arbeitgeber hat den Arbeitnehmer außerdem darauf hingewiesen, dass die Aufhebung des Arbeitsverhältnisses für ihn trotz unverzüglicher Meldung bei der Bundesagentur für Arbeit nachteilige Folgen gemäß §§ 143a, 144 SGB III mit sich bringen kann, insbesondere kann eine Sperrfrist bzgl. des Bezugs von Arbeitslosengeld, ggf. eine Anrechnung bei einer gewährten Abfindung stattfinden.

Gleiches gilt, wenn der Arbeitnehmer nach Ausscheiden Krankengeld von der Krankenversicherung erhält. 

§ 9 Erledigung aller Ansprüche
Arbeitgeber und Arbeitnehmer sind sich darüber einig, dass mit der Erfüllung dieses Vertrags alle wechselseitigen Ansprüche aus oder in Verbindung mit dem Arbeitsverhältnis und seiner Beendigung, gleich aus welchem Rechtsgrund, ob bekannt oder unbekannt, vollständig erledigt sind. 
§ 10 Schriftform, salvatorische Klausel
(1) Mündliche Nebenabreden bestehen nicht.
(2) Ergänzungen und Änderungen dieses Vertrags bedürfen zu ihrer Rechtswirksamkeit der Schriftform. Im Übrigen kann das Formerfordernis nicht durch mündliche Vereinbarung oder konkludent außer Kraft gesetzt werden.

(3)  Sollten einzelne Klauseln oder Bestimmungen dieses Vertrages ganz oder teilweise unwirksam sein oder infolge Änderung der Gesetzgebung oder durch höchstrichterlicher Rechtsprechung unwirksam werden oder weist dieser Vertrag Lücken auf, gelten die übrigen Bestimmungen des Vertrages weiter. Für diesen Fall verpflichten sich die Vertragsparteien, unter Berücksichtigung des Grundsatzes von Treu und Glauben an Stelle der unwirksamen Bestimmung eine wirksame Bestimmung zu vereinbaren, welche dem Sinn und Zweck der unwirksamen Bestimmung möglichst nahe kommt. Im Falle einer Lücke gilt diejenige Bestimmung als vereinbart, die dem entspricht, was nach Sinn und Zweck dieses Vertrages vereinbart worden wäre, wenn die Angelegenheit bedacht worden wäre.
(4) Der Vertrag wurde zweifach ausgefertigt und von beiden Parteien unterschrieben.

Ort, Datum

Unterschrift Arbeitgeber


Unterschrift Arbeitnehmer
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